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Nachrichten

Weniger Asylgesuche
im ersten Quartal 2014

Bern. in den ersten drei Monaten des
Jahres haben weniger Personen in
der Schweiz um asyl ersucht. Die zahl
der asylgesuche sank im Vergleich
zum Schlussquartal 2013 um zwölf
Prozent auf 4894. aus Sicht des
Bundesamts für Migration (BFM) hat
dieser Rückgang in erster Linie sai-
sonale Ursachen. BFM-Sprecherin 
Léa Wertheimer sagte, es reisten
wegen der schlechten Witterung in
dieser zeit weniger Migranten nach
europa. Das BFM sieht mit den Quar-
talszahlen aber auch die entwicklung
bestätigt, dass im europäischen
Vergleich weniger asylbewerber in der
Schweiz ein gesuch stellen. SDA

Untersuchung wegen
Schweizer Jihadisten
Bern. Die Bundesanwaltschaft ermit-
telt in mehreren Fällen gegen mut-
massliche Schweizer Jihadisten. Sie
bestätigte am Donnerstag eine Mel-
dung der Westschweizer zeitung Le
Temps. Weitere Details gab sie aber
nicht bekannt, auch nicht zur anzahl
der Fälle. Bereits anfang Monat war
bekannt geworden, dass sie eine Straf-
untersuchung gegen einen mutmassli-
chen Schweizer Jihadisten aufgenom-
men hat. Der Westschweizer Anfang 30
steht im Verdacht, nach Syrien gereist
zu sein, um am Krieg gegen Präsident
Baschar al-assad teilzunehmen. SDA

Medikamentenrabatte
nicht weitergegeben
Bern. Wenn Spitäler, Ärzte oder
apotheker Rabatte auf Medikamente
erhalten, geben sie diese den Versi-
cherten oft nicht weiter. Diesen Vorwurf
erheben der Krankenkassenverband
Santésuisse und der internet-
vergleichsdienst Comparis. Weil
Rabatte auf Medikamente nicht weiter-
gegeben würden, blieben den Versi-
cherten jährlich rund 200 Millionen
Franken vorenthalten, teilte Comparis
mit. Die betroffenen Verbände wider-
sprechen aufs entschiedenste. SDA

Lega-Fraktionschef
im Tessin tritt zurück
Bellinzona. in der Tessiner grossrats-
fraktion der Lega dei Ticinesi rumort
es. Fraktionschef Michele Foletti hat
am Mittwoch seinen Rücktritt bekannt
gegeben. Foletti sagte als Begründung,
dass es «unter den gegenwärtigen
Bedingungen nicht möglich» sei, mit
den Parteikollegen zusammenzuarbei-
ten. Die Tessiner Lega wollte entspre-
chende Berichte von Tessiner Medien
und vom Westschweizer Radio und
Fernsehen nicht kommentieren. SDA

Der Teufelskreis des Populismus
Politiker setzen vermehrt auf populistische Forderungen und gefährden damit die Demokratie

Von Pascal Wiederkehr

Schweizer Parteien gehen verstärkt mit
populistischen Vorlagen auf Stimmen-
fang. So wollte die SVP jüngst die «Dis-
kriminierung stoppen», die «Massen-
einwanderung stoppen» und natürlich
den «Volkswillen durchsetzen». Das
linksgrüne Lager fordert «den Schutz
fairer Löhne», kämpfte «gegen die Ab-
zockerei» und verlangte «sechs Wochen
Ferien für alle».

Für aktuellen Diskussionsstoff sorgt
nun die Pädophilen-Initiative, über die
im Mai abgestimmt wird. So sagte die
Berner FDP-Nationalrätin Christa
Markwalder kürzlich gegenüber der
Berner Zeitung, dass sie «dem ausufern-
den Populismus in unserem Land Ein-
halt gebieten will». Dieser Meinung
schloss sich auch die Zürcher CVP-
Nationalrätin Barbara Schmid-Federer
an. «Wer Anschauungsunterricht in
Sachen Populismus haben will, kann
gerne in die Schweiz kommen und die
aktuelle Pädophilen-Debatte mitver-
folgen: Das ist Populismus vom feins-
ten», schrieb sie in einem Gastkom-
mentar für Journal21.ch.

Dass der Populismus einen schlech-
ten Ruf hat, ist für Politiker ein Dilem-
ma. Obwohl sie gerne populistische For-
derungen stellen, dient der Populismus

der politischen Konkurrenz gleichzeitig
als Vorwurf. Politiker versuchen damit
die Sachlichkeit und Glaubwürdigkeit
des Gegners zu untergraben. Erst an der
letzten SP-Delegiertenversammlung im
März hatte SP-Bundesrätin Simonetta
Sommaruga die Mitte-Parteien wegen
der Ausschaffungs-Initiative des Popu-
lismus bezichtigt. Im Initiativkomitee
der Cleantech-Initiative warb sie vor ein
paar Jahren jedoch noch selbst mit
«100000 neuen Arbeitsplätzen dank er-
neuerbaren Energien».

Immer mehr Initiativen
Populistische Forderungen sind

kein neues Phänomen, sie haben jedoch
in den letzten Jahren laut dem Polito-
logen Michael Hermann klar zugenom-
men. Dass die Schweizer vermehrt über
populistische Anliegen abstimmen müs-
sen, liege nicht zuletzt an der auffälli-
gen Häufung von Initiativen. Die Zahl
hat sich in den letzten 30 Jahren ver-
dreifacht. Kamen gemäss dem Bundes-
amt für Statistik von 1951 bis 1980 erst
38 Initiativen vors Volk, stieg die Zahl
von 1981 bis Februar 2014 auf 114 an.
Weil der Populismus stark auf die Ängs-
te und Probleme der Bevölkerung ab-
zielt und diese für den Abstimmungs-
kampf instrumentalisiert, haftet ihm
ein negativer Beigeschmack an. Popu-

listen wird oft vorgeworfen, dass nur sie
zu wissen glauben, was für Volk und
Staat am besten ist. Rücksichtslos wür-
den eigene Ziele verfolgt. Populistische
Anliegen seien undemokratisch, weil
sie Stimmung auf Kosten anderer ma-
chen würden. Trotzdem müssen popu-
listische Forderungen nicht grundsätz-
lich etwas Schlechtes sein.

«Eine funktionierende Initiative
muss populistisch, also volksnah, sein»,
sagt Hermann. Die Volksnähe ist auch
ein Marketing-Instrument, um genü-
gend Stimmen zu sammeln und sich zu
positionieren. Parteien und Verbände
brauchen Aufmerksamkeit, damit sie
ihre Anliegen durchsetzen können.
«Wenn Initiativen zu einem gewissen
Thema beim Volk ankommen, dann
werden diese Forderungen erneut auf
die politische Agenda gesetzt. Die Poli-
tik bedient dann immer stärker funktio-
nierende Themen wie Naturschutz,
Strafrecht oder Immigration.» Eine
Trendwende ist in den nächsten Jahren
nicht in Sicht.

Dies kann dann zum Problem wer-
den, wenn sich die immer gleichen For-
derungen gegenseitig hochschaukeln.
«Die negative Folge ist ein Vertrauens-
verlust in die Politik, sobald eine For-
derung nur sehr schwer umsetzbar ist.
Das Parlament muss dann ein praktika-

bles Ausführungsgesetz entwerfen und
das Volk hat das Gefühl nicht ernst
genommen zu werden», sagt Her-
mann. Im Gegenzug stimme es noch
härteren Initiativen zu. Daraus ent-
wickle sich ein Teufelskreis. «Dieser
kann nur verhindert werden, wenn die
Parteien und Verbände umsetzbare
Initiativen einreichen.»

Glaubwürdigkeit untergraben
Verstossen gewisse Forderungen

möglicherweise gegen andere Gesetze,
dann dürfen sie nicht wie geplant um-
gesetzt werden. «Es ist wichtig, dass das
Volk den Respekt vor den demokra-
tischen Institutionen nicht verliert», so
Hermann. «In der Schweiz macht das
Volk allgemeine Verfassungsartikel und
das Parlament daraus die konkreten
Gesetze. Wenn man an diesem System
rüttelt, dann schadet man der Demo-
kratie.» Bei Abstimmungen gebe es nur
das Ja oder das Nein. Die Konsequenzen
würden oft ausgeblendet. «In einem
Parlament können hingegen Kompro-
misse geschlossen und bestehende
Rechtsnormen berücksichtigt werden.»
Die Verantwortung liegt also in den
Händen der Politiker. Lösen sie ihr
Dilemma mit dem Populismus nicht,
setzen sie die Glaubwürdigkeit der De-
mokratie aufs Spiel.

Positive Reaktionen auf Gesundheitsberufegesetz
Kantone und Fachverbände fordern vom Bundesrat die Einführung eines nationalen Berufsregisters
Bern. Der Bundesrat will mit einem
neuen Gesetz die Ausbildung für Ge-
sundheitsberufe wie die Pflege verein-
heitlichen. Die betroffenen Berufsgrup-
pen begrüssen dieses Vorgehen. Im Ge-
setzesentwurf vermissen sie aber ein
nationales Berufsregister.

Das Schweizer Gesundheitswesen
braucht bis 2030 bis zu 190000 neue Ar-
beitskräfte – rund 60000 von ihnen wer-
den benötigt, um der Alterung der Bevöl-
kerung zu begegnen. Dies schreibt der
Bundesrat im Bericht zum neuen Ge-
sundheitsberufegesetz. Dieses befand
sich bis gestern in der Vernehmlassung.
Übergeordnetes Ziel des Bundesrats ist
es, mehr und besser qualifizierte Gesund-
heitsfachleute auszubilden.

Mit dem neuen Gesetz soll etwa die
Ausbildung zur Pflegefachperson ver-
einheitlicht werden – die Ausbildung an
einer Höheren Fachschule und jene an
einer Fachhochschule sollen einander
angeglichen werden. Diese Gleichstel-
lung stösst bei der Konferenz der Höhe-
ren Fachschulen auf Zustimmung: Die
Neuerung sei Ausdruck davon, dass die
Pflegekompetenzen auf verschiedenen

Bildungswegen erreicht werden könn-
ten. Auch der Berufsverband der Pflege-
fachfrauen und Pflegefachmänner be-
grüsst die Gleichbehandlung. Die Rek-
torenkonferenz der Fachhochschulen
der Schweiz (KFH) beurteilt die Vorlage
ebenfalls positiv. Zugleich fordert die
KFH, dass das Gesetz offen für Entwick-
lungen sei. So müsse es auch auf die
Masterstufe ausgedehnt werden.

Es braucht eine Bewilligung
Mit dem neuen Gesetz will der Bun-

desrat auch die Sicherheit der Patienten
verbessern. Dies, indem er festlegt, wel-
che Kompetenzen im Rahmen von
Fachhochschulstudiengängen erreicht
werden sollen. Wie diese Kompetenzen
aussehen, will die Regierung aber erst
in einem zweiten Schritt und auf Ver-
ordnungsstufe regeln – unter Mitwir-
kung der Fachhochschulen.

Die einheitlichen Standards sollen
sich ausser auf Pflegefachpersonen auch
auf Physio- und Ergotherapeuten, Heb-
ammen und Ernährungsberater bezie-
hen. Für all diese Berufsgruppen soll
künftig zudem gelten, was für Ärzte und

Zahnärzte heute schon gilt: Wer einen
dieser Berufe in «eigener fachlicher Ver-
antwortung» ausüben will, braucht da-
für eine Bewilligung des Kantons. Die
Berufsausübung in den öffentlich-recht-
lichen Spitälern allerdings bleibt Sache
der Kantone. Die Bewilligung kann auch
wieder entzogen werden.

Zwar stösst diese Neuerung bei den
Berufsverbänden wie bei den kantona-
len Gesundheitsdirektoren auf Zustim-
mung. Die Gesundheitsdirektoren wei-
sen allerdings in ihrer Vernehmlassungs-
antwort auf einen Mangel hin: Ein Aus-
tausch zwischen den Kantonen über
Erteilung oder Entzug einer Bewilligung
sei nur möglich, wenn es auch ein natio-
nales Register für Gesundheitsberufe
gebe. Für den Schweizer Physiotherapie
Verband hat ein solches Register eben-
falls «höchste Priorität». Auch die Fach-
hochschul-Rektoren sowie der Schwei-
zerische Verband Bildungszentren Ge-
sundheit und Soziales würden die Ein-
führung eines aktiven Berufsregisters
auf nationaler Ebene begrüssen. Auch
aus Sicht des Berufsverbands der Pfle-
gefachpersonen kann nur mit einem

aktiven nationalen Register vermieden
werden, dass eine fehlbare Fachperson
nach Entzug der Bewilligung in einem
anderen Kanton «unbemerkt die beruf-
liche Praxis wiederaufnimmt».

Das Departement von Bildungs-
minister Johann Schneider-Ammann
hatte im Dezember verlauten lassen, ein
Gesundheitsberuferegister sei «denk-
bar». Ob ein solches geschaffen werde,
soll aufgrund der Vernehmlassung ent-
schieden werden. Angesichts der ein-
helligen Forderung nach einem Regis-
ter dürfte dieses Eingang in die überar-
beitete Gesetzesvorlage finden.

Krankenkassen haben Bedenken
Der Krankenkassenverband Santé-

suisse hat grundsätzliche Einwände:
Gegen den Fachkräftemangel, vor allem
in der Pflege, könne die Vorlage nichts
bewirken. Ebenso fragt sich Santésuis-
se, ob mit der vorgeschlagenen «Akade-
misierung» von Gesundheitsberufen die
Qualität der Versorgung wirklich besser
werde. Offen sei auch, welche finanziel-
len Folgen die Neuregelung der Ausbil-
dung für Grundversicherte habe. SDA
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